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Gleichbehandlung von Grenzgängern bei der Förderung von Bildungsmaßnahmen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz 


Im Bereich der Arbeitsämter Aachen und Heerlen (Niederlande) existie- 
ren Probleme bei der Förderung von Bildungsmaßnahmen für in den 
Niederlanden wohnende Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einer sozialversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung nachgehen. 

Dabei handelt es sich um die individuelle Förderung von Umschulungs- 
maßnahmen, die eine Qualifizierung mit Abschlußprüfung vorsehen, für 
von Arbeitslosigkeit bedrohte Personen. Hier kommt es zu Schwierig- 
keiten bzw. Verweigerungen der Förderung, während gleichzeitig im 
selben Betrieb sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen mit Wohnort in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in derselben Maßnahme individuelle Förderungen erhalten. 


Vorbemerkung 

Leistungen der sozialen Sicherheit können grundsätzlich nur an 
die Personen erbracht werden, die ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben. Dies 
ist eine Folge des Territorialitätsprinzips (§ 30 SGB I). Würde 
dieses Prinzip nicht gelten, müßten Sozialleistungen uneinge- 
schränkt ins Ausland exportiert werden; dies würde das Sozial- 
leistungssystem überfordern. 

Ausnahmen gelten nur, wenn sich diese aus dem EG-Recht, aus 
zwischenstaatlichen Abkommen oder aus dem nationalen Recht 
selbst ergeben. Entsprechende Ausnahmeregelungen gelten, wie 
sich aus den nachstehenden Antworten ergibt, auch für den der 
Kleinen Anfrage zugrundeliegenden konkreten Fall. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 10. August 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Ist der Bundesregierung die vorgenannte Problemlage bekannt? 

Die im Bereich der Arbeitsämter Aachen und Heerlen (Nieder- 
lande) auf getretenen Probleme bei der Förderung von Teilneh- 
mern an beruflichen Bildungsmaßnahmen sind der Bundesregie- 
rung erstmals und nur abstrakt anläßlich der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages im Juni 1994 (Frage 332) bekannt- 
geworden. Nähere Hinweise erhielt die Bundesregierung erst 
danach durch mehrere Schreiben von Mitgliedern des Bundes- 
tages, an die sich die betroffene Firma gewandt hat. 


2. Ist dieses Problem - außer in der Grenzregion Aachen/Heerlen - 
noch in weiteren Grenzregionen der Bundesrepublik Deutschland 
aufgetreten? 

Wenn ja, in welchen? 


Nein. Weitere Problemfälle dieser Art sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Personen, die 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung entrichten, von Leistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz abgeschnitten werden, auf die 
sie eigentlich einen Rechtsanspruch haben müßten? 


Die Entrichtung von Beiträgen zur Bundesanstalt für Arbeit ist 
grundsätzlich nur eine der Leistungsvoraussetzungen. Die Ge- 
währung von Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz setzt 
voraus, daß der Antragsteller alle im Gesetz festgelegten Voraus- 
setzungen für den Bezug der jeweiligen Leistung unter Berück- 
sichtigung des EG-Rechts und der Regelungen in zwischenstaat- 
lichen Abkommen erfüllt. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung den Ausschluß von Leistungen 
für Grenzgänger und Grenz gängerinnen aus anderen Ländern der 
Europäischen Union und wie aus anderen angrenzenden Ländern? 


Es trifft nicht zu, daß Grenzgänger aus anderen Ländern der 
Europäischen Union von den Leistungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz ausgeschlossen sind. Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
werden nach den Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 1408/ 
71 gewährt. Nach Artikel 71 dieser Verordnung erhalten Grenz- 
gänger bei Vollarbeitslosigkeit Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften des Mitgliedstaates, in dessen Gebiet sie wohnen. Hin- 
sichtlich der Förderung der Teilnehmer an beruflichen Bildungs- 
maßnahmen enthält diese Verordnung keine Regelungen. Die 
Bundesanstalt für Arbeit hat daher in ihren Durchführungsanwei- 
sungen zur „Anordnung Fortbildung und Umschulung" bereits 
seit längerer Zeit festgelegt, daß Deutsche und Angehörige von 
anderen Mitgliedstaaten der EU (nunmehr auch EWR), die im 
Geltungsbereich des Arbeitsförderungsgesetzes als Grenzgänger 
arbeiten oder wieder arbeiten wollen, ebenfalls Leistungen im 
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Rahmen der individuellen Förderung der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung erhalten können. 

Im konkreten Fall hat das Arbeitsamt Aachen den „ungelernten" 
Teilnehmern Förderungsleistungen bewilligt; die Förderungsan- 
träge der „von Arbeitslosigkeit unmittelbar bedrohten" Antrag- 
steller, die jenseits der Grenze wohnen, jedoch abgelehnt, weil 
diese sich nach geltendem EG-Recht nicht bei einem deutschen 
Arbeitsamt hätten arbeitslos melden können. Das Arbeitsamt 
Aachen ist davon ausgegangen, daß gemäß § 14 der Anordnung 
Fortbildung und Umschulung als Förderungsvoraussetzung auch 
die Arbeitslosmeldung bei einem deutschen Arbeitsamt erfolgt 
(bei bestehender Arbeitslosigkeit) bzw. möglich (bei unmittelbar 
drohender Arbeitslosigkeit) sein müsse. Diese den Nachweis der 
Arbeitslosigkeit regelnde Vorschrift gilt jedoch nur für in der 
Bundesrepublik Deutschland wohnende Arbeitslose; sie soll keine 
Anwendung auf Grenzgänger finden, die ihren Wohnsitz in einem 
anderen Mitgliedstaat haben. 

Für die Schweiz gilt das deutsch-schweizerische Abkommen über 
Arbeitslosenversicherung. Wer Anspruch auf Arbeitslosengeld 
und andere Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz hat, 
hat insoweit auch Anspruch auf Leistungen zur individuellen 
Förderung der beruflichen Fortbildung und Umschulung. Dies gilt 
für Grenzgänger ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit. 

Grenzgänger, die ihren Wohnsitz in Polen oder in Tschechien 
haben, können gemäß § 30 SGB I keine Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz erhalten, da mit diesen Ländern Abkom- 
men über Arbeitslosenversicherung nicht bestehen. 


5. Wie viele Betriebe und wie viele in der Bundesrepublik Deutschland 
beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sind von der 
Problematik betroffen? 


Die angesprochene Problematik ist im konkreten Fall durch die 
o. a. Problematik der Arbeitslosmeldung entstanden. Es kann 
davon ausgegangen werden, daß es sich um einen Ausnahmefall 
handelt. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, die notwendigen Schritte zur Lösung 
des Problems einzuleiten? 

Wenn ja, welche Schritte und in welchem Zeitraum? 

Wenn nein, warum nicht? 


Das im Raum Aachen/Heerlen entstandene Problem ist mit der 
Bundesanstalt für Arbeit erörtert und geklärt worden. Der Präsi- 
dent der Bundesanstalt für Arbeit wird durch Ergänzung der 
Durchführungsanweisungen klarstellen, daß Grenzgänger (Deut- 
sche und Angehörige anderer Mitgliedstaaten der EU), die jen- 
seits der Grenze wohnen, Leistungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz erhalten, als ob sie im Geltungsbereich des Arbeits- 
förderungsgesetzes wohnten. Für bereits Arbeitslose wird der 
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Nachweis der Arbeitslosmeldung im anderen Mitgliedstaat aus- 
reichend sein. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung hat der 
Bundesanstalt für Arbeit bereits mitgeteilt, daß gegen die Ergän- 
zung der Durchführungsanweisungen keine Bedenken bestehen. 
Diese klarstellenden Regelungen werden den Dienststellen der 
Bundesanstalt umgehend zugeleitet. Darüber hinaus wird der 
Präsident der Bundesanstalt das Arbeitsamt Aachen anweisen, die 
im konkreten Fall getroffenen negativen Entscheidungen zu über- 
prüfen. 
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